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Förderrichtlinien über den Betrieb von Einrichtungen zur Unterbringung und Betreuung
von Flüchtlingen und Asylsuchenden und Spätaussiedlerinnen und" Spataussiedlern im
Land und in der Stadt Bremen

A. Problem

Nach § 44 Abs. 1 Asylverfahrensgesetz (AsylVfG) sind die Länder verpflichtet, für die Unter-
bringung Asylbegehrender die dazu erforderlichen Aufnahmeeinrichtungen zu schaffen und zu
unterhalten sowie entsprechend ihrer Aufnahmequote die im Hinblick auf den monatlichen Zu-
gang Asylbegehrender in den Aufnahmeeinrichtungen notwendige Zahl von Unterbringungs-
platzen bereitzustellen.

Slach_? l ?s G^se!?.eszu1' Aufnahme von ausländischen Flüchtlingen und Spätaussiedlern
?. r-^nA, u_fn.G^ isldtT stadt9emei"de^Bremen zur Aufnahme und vorläufigen Unterbringung von
ausländischen Flüchtlingen und Spätaussiedlern verpflichtet, soweit nichTeine Unterbrfnauna'in
Landesaufnahmestellen erfolgt.

Die Unterbringungsplätze im Sinne des § 44 Abs. 1 AsylVfG sind vom Land Bremen und im
Sinne des § 1 BremAufnG von der Stadt Bremen zu finanzieren. Dies wird näher in den Förder
richtlinien ausgeführt. Die bisherigen Förderrichtlinien waren bis 31. 12. 2015 befristet.

B. Lösung

Die-Finanzierung der, unterbringungsplätze erfolgt im Rahmen von Zuwendungen nach den
der Landeshaushaltsordnung. Grundlage für die Bewilligungen bilderTdie beiden'in

deLAnlag.ebägefüg.ten..und mit cler senatorin für'Finanzen und dem Landesrechnungshof'a^
^s.ti^t-eJ1 _F?de^rich^l. 'n. ie.n-. Neben. kleinel'en' vor allem redaktionellen Änderunge^der bTs
31. 12.2015 geltenden Richtlinien, sind folgende Neuerungen vorgesehen-
Allgemein:

Geändert wurde in beiden Rärderrichtlinien die Grundlage für die Abrechnung von Personalkos-
ten^die für übergreifende Tätigkeiten beim Träger entstehen. Dabei können'nun StellenanteTe
^ye rwaltungstatigkeiten^z. B. Rechnungen, Zahlungsverkehr), abe7auch'für'koo^dinier'ende

^er Berei(::hsleitLJn9en - berechnet durch einen Schlüssel auf Grundlage-der"Platz^
zahl - eingebracht werden. Übergreifende und koordinierende Tätigkeiten ̂ uf'SeiFe'n'd'er'Trac
sin°Lno1wendig' um. zu 9ewährLeisten' dass Vorgaben der Behörclen"(z. B7 in'Sachen BraS^
schute, Sicherheit, Schutz von Frauen, Qualitätsstandards) gleichermaßen' in" den'verschiede-
nen. t:. 'nr'cr1tungerl um9esetzt werden. Das ist nur durch eine intensive und qualifizierte Zusam-
menarbeit mit den Bereichsleitungen möglich. Bei zwei von drei bereits vor 2016 aktiven Trä-
gern wurden bis einschließlich 2015 bereits teilweise entsprechende Stellenanteile'gefor'dert.'



Förderrichtlinie Land:

Der Personalschlüssel wird von bisher 4 BV auf 100 Plätze regulär angehoben auf 5:100. Bei
Einrichtungen mit 90 bis 120 Plätzen (vor allem kurzfristige Maßnahmen in Turnhallen o. a.)
kann der Personalschlüssel 6 BV betragen. Die Erhöhung des Personalschlüssels ist notwen-
dig um die verlängerten Betreuungszeiten von Notunterkunften und Erstaufnahmen personell
abdecken zu können, sowie um den erhöhten Bedarfen im Zusammenhang mit der Essensaus-
gäbe und der hohen Fluktuation der Bewohner/innen Rechnung zu tragend Mit dem Abbau der
Notunterkünfte wird dieser erhöhte Stellenschlüssel zukünftig für die Erstaufnahmeeinrichtun-
gen gelten.

Förderrichtlinie Kommune

Die ambulante Betreuung wird mit einem Personalschlüssel von 1, 25 BV auf 100 Plätze in der
Richtlinie aufgenommen. Dies entspricht der bisherigen Praxis.

C. Alternativen
Werden nicht empfohlen.

D. Finanzielle / Personalwirtschaftliche Auswirkungen / Gender Prüfung
Die Förderrichtlinie dient der Ausgestaltung des gesetzlichen Auftrags im Bereich
"Asyl/Flüchtlinge". Sie ist zur Aufgabenwahrnehmung erforderlich. Die haushaltsmäßige Abbil-
düng erfolgt in den Sozialleistungen. Das voraussichtliche Volumen beträgt in 2016 knapp 22
Mio Euro. Der Finanzbedarf ist Bestandteil der Schätzung der Sozialleistungen (Produktgruppe
41. 03. 01) und ist rechnerisch durch investive Minderausgaben im Bereich Flüchtlinge'abge-
deckt. Der tatsächliche Ausgleich erfolgt durch die Senatorin für Finanzen.

Eine Wirtschaftlichkeitsprüfung ist nicht erforderlich, weil es sich um eine gesetzliche Pflichtauf-
gäbe handelt.

Die Maßnahme dient Menschen beiderlei Geschlechts - je nach dem tatsächlichen Anteil -
gleichermaßen.

Über Ziff. 9 der kommunalen Richtlinie kann die in Planung befindliche Einrichtung für traumati-
sierte Frauen ebenfalls über die Richtlinie finanziert werden mit abweichenden, individuell fest-
zusetzenden Personalstandards sowie Betriebs- und Sachkosten.

E. Beteiligung / Abstimmung
Die Richtlinie ist mit der Senatorin für Finanzen und dem Rechnungshof abgestimmt.

F.
1.

2.

Beschlussvorschlag
Die staatliche Deputation für Soziales, Jugend und Integration stimmt der Förderrichtlinie
über den Betrieb von Landesaufnahmestellen und Notaufnahmeeinrichtungen zur Unter-
bringung und Betreuung von Flüchtlingen und Asylsuchenden und Spätaussiedlerinnen und
Spätaussiedlern im Lande Bremen zu und bittet um weitere Veranlassung.
Die städtische Deputation für Soziales, Jugend und Integration stimmt der Förderrichtlinie
über den Betrieb von Einrichtungen zur Unterbringung und Betreuung von Flüchtlingen und
Asylsuchenden und Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedlern in der Stadtgemeinde Bre-
men zu und bittet um weitere Veranlassung



Anlagen:

2.

3.
4.

Förderrichtlinie über den Betrieb von Landesaufnahmestellen und Notaufnahmeeinrichtun-
genzur_unterbringung und. Betreuung von Flüchtlingen und AsylsuchendenuhdSpätaus-"
siedlerinnen und Spätaussiedtern im Lande Bremen"
m?-rS. i.chtlhie l?ber den Betrieb von Einrichtungen zur Unterbringung und Betreuung von
Flüchtlingen und^Asylsuchenden und Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedlern in der
Stadtgemeinde Bremen
Anlage 1 zu den Förderrichtlinien
Anlage 2 zu den Förderrichtlinien



ft^^ 4

Förderrichtljnie über den Betrieb von Einrichtungen zur
Unterbringung und Betreuung von Flüchtlingen und Asylsuchenden
und Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedlern in der
Stadtgemeinde Bremen

1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen

1. 1 Zuwendungszweck
Nach § 1 des Gesetzes zur Aufnahme von ausländischen Flüchtlingen und Spätaussiedlern
(BremAufnG) ist die Stadtgemeinde Bremen zur Aufnahme und vorläufigen 'Unte'rbringung
von ausländischen Flüchtlingen und Spätaussiedlern verpflichtet, soweit nicht "eine
Unterbringung in Landesaufnahmestellen erfolgt.

9Le... -v,or,läufige unterbrin9un9_ soll Jn Gemeinschaftsunterkünften nach § 53
Asylverfahrensgesetz erfolgen. Gemäß Senatsbeschluss vom 08. Mai 2012 kann eine
dezentrale Unterbringung erfolgen, wenn die Verpflichtung zum Aufenthalt in emer
Aufnahmeeinrichtung nach § 47 AsylVfG nicht mehr besteht. " Die Aufnahmekapazität'des
Wohnungsmarktes in der Stadtgemeinde Bremen ist zurzeit inkongruent zur Anzahl der
Personen, die dezentral untergebracht werden könnten.

zielgruppe^sindjjle "TL§ 2 BremAufnG genannten Personenkreise sowie Asylberechtigte
nach Art. 16a GG und Personen mit Abschiebeschutz nach § 25 AufenthG.

Die Unterbringung der Personen aus der genannten Zielgruppe erfolgt grundsätzlich in
(Gemeinschaftsunterkünfte gem. § 53 AsylVfG).

?eLder Förderun9 istder Betrieb dieser Übergangswohneinrichtungen und die Betreuung
der Bewohnerinnen mit den folgenden Schwerpunkten:

- den Flüchtlingen/Zuwandererlnnen den für sie andersartigen Lebens- und Kulturbereich
zu erklären und zu vermitteln,
ihnen ihren Rechtsstatus und die damit verbundenen Rechte und Pflichten sowie das
weitere sie betreffende Verwaltungsverfahren zu erläutern,
sie_ bei allen auftretenden Fragen und in lebenspraktischen Dingen innerhalb und
außerhalb der Unterkünfte zu betreuen,

- sie zu ermuntern, zu unterstüben und zu begleiten bei allen Aktivitäten, die einen Schritt
zur Integratio^darstellen können einschließlich der Bereitstellung von Orientierungshilfen
zur besseren Bewältigung von Alltagsproblemen,
ihnen Kontakte zur hier lebenden Bevölkerung und zu hier dauerhaft lebenden Menschen
aus ihren Herkunftsländern zu vermitteln, insbesondere Schaffung der Voraussetzungen
für nachbarschaftliche Beziehungen und gegenseitige Toleranz zwischen der
einheimischen Bevölkerung und den Bewohnern,

- Konfliktsituationen durch geeignete Problemlösungen zu vermeiden und Hilfe zur
Selbsthilfe zu vermitteln.

Ein besonderer Schwerpunkt wird darauf gelegt, die Flüchtlinge/Zuwanderer zu motivieren,
sich auf Schritte zur Integration eirizulassen. Dazu gehört" auch die Organisation von
Aktivitäten im Stadtteil, die geeignet und hilfreich sind, die Flüchtlinge/Zuwanderer sozial h
die im Stadtteil lebende Bevölkerung einzubinden.

1.2. Rechtliche Grundlagen

Die Stadtgemeinde Bremen gewährt nach Maßgabe der Verwaltungsvorschriften zu §§ 23,
44 LHO in der jeweils gültigen Fassung und dieser Richtlinien Zuwendungen für den Betrieb



von, Eirlrichtur!gerl zur urlterbrmgung und Betreuung von Flüchtlingen und Asylsuchenden
und Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedlern in der Stadtgemeinde Bremen sowie für "die
ambulante Betreuung von Flüchtlingen. Dabei können einzelne gleichartige Maßnahmen
eines Zuwendungsempfängers in einer Zuwendung zusammengefasst werden.

Ein Rechtsanspruch des Antragstellers auf Gewährung einer Zuwendung besteht nicht. Der
Zuwendungsgeber entscheidet auf Grund seines pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der
verfügbaren Haushaltsmittel.

2. Gegenstand der Förderung

Gefördert werden der Betrieb von Einrichtungen zur Unterbringung der unter 1 genannten
Personen sowie deren Betreuung.
Förderungsfähig sind die Aufgaben der Einrichtungsleitung, ggf. der stellvertretenden
Einrichtungsleitung, Sozialassistenten/Hausmeister und sofern erforderlich sonstic
Personals.

Sach- und Betriebsmittel sind grundsätzlich förderfähig. Die Definition der anrechenbaren
Sach- und Betriebsausgaben ergibt sich aus Anlage 1

3. Zuwendungsempfänger

Zuwendungsempfänger sollten Mitglieder der Landesarbeitsgemeinschaft der Freien
Wohlfahrtsverbände Bremen e. V. und deren angeschlossenen Eigenbetriebe'sowie die'mit
der LAG kooperierenden Wohlfahrtsverbände" und deren Eigenbetriebe sein. 'Die'zu
fördernden Projekte müssen von ihrem Satzungs- bzw. Gesellschaftszweck umfasst sein.
Im Hinblick auf die Kinder und Jugendlichen unter den Flüchtlingen sind Erfahrungen in der
Kinder- und Jugendarbeit (insbesondere als Träger der freien Jugendhilfe) wünschenswert

4. Zuwendungsvoraussetzungen

^.g^lte^?i, ^uw^ndungs. l^ech^. 'chen_Bewilligungsvoraussetzun9en Semäß W Nr. 1 zu §§
23 und 44 LHO in der jeweils gültigen Fassung sowie dieser Richtlinie;.

, n_^o.rzeiti?.^r pr°Jektbe9inn ist ausnahmsweise zugelassen, wenn eine Einrichtung
kurzfristig eröffnet_werden muss, um Obdachlosigkeit der'unter Ziffer 1 genannter Persone^
zu verhindern. Der vorzeitige Maßnahmebeginn ist vom Zuwendungsempfänger zu
beantragen und kann vom Zuwendungsgeber genehmigt werden.

Weitere Voraussetzungen:

Die Zuwendungsempfänger müssen die Erfüllung der folgenden Aufgaben gewährleisten:

- Unterstützung bei Kontakten zu den Behörden; Hilfe bei der Ausfülluna von
Formularen und Anträgen.

~ unterstützung. bzw- Durchführung von Schul-, Kita-Anmeldungen u. ä. von
Flüchtlingskindern, Ansprechpartner für Schulen und KITAs.

- Allgemeine Beratung in Fragen der gesundheitlichen Vorsorge, bei Arzt- und
Krankenhausbesuchen, ggf. Begleitung, Organisation von Dolmetschern u.
Terminkoordination.

Beratung über Möglichkeiten der Rückkehr oder Weiterwanderung, z. B.
REAG/GARP- Programm und Hilfe bei der Durchführung.



- Mitwirkung bei der Bedarfsfeststellung zur ambulanten Betreuung nach Bezug
eigenen Wohnraums im Benehmen mit den
WohnraumberaterinnenA/Vohnraumberatern.

- Instandhaltung und Durchführung kleinerer Reparaturen des Inventars.
- Organisation von Bewohnerwechseln und der Wäschereinigung der Bewohner.

Sofern die ̂ Unterbringung der Flüchtlinge/Zuwanderer übergangsweise in kommunalen
S^?-el'kürlften erfolgt' müssen die Zuwendungsempfänger folgende weitere Anforderungen

~ Daseingesetzte Personal ist verlässlich innerhalb der Kernzeiten von 8:00 Uhr bis
21:00 Uhr in der Einrichtung anwesend

- Organisation der Wäschereinigung insgesamt und der Essensversorgung
- Beschaffung und Ausgabe von BSAG Fahrkarten inkl. Dokumentation

Lagerhaltung, Organisation, sowie Verteilung von Verbrauchsmaterialien
- Übernahme von behördlichen Anmeldungen
- "we. ,bei der or9anisatiorl und Ausgabe von Barleistungen nach dem AsylbLG zur

Vermeidung von Doppelzahlungen
- Organisation und Ausgabe von sonstigen Sachleistungen
- Organisation der Reinigung und Abfallentsorgung

Ausgabe von Krankenscheinen u. a.
Erstellen von täglichen Belegungszahlen

- Vorbereitung und Durchführung von Evakuierungen

5. Art und Umfang der Zuwendung

5. 1 Art der Förderung

Die Zuwendung wird als Vollfinanzierung im Rahmen einer Projektförderung gewährt.
HaLeinizuwendun9sempfanger nach Ziffer 3 Abs. 3 an der Erfüllung des Zweckes
insbesondere ein_wirtschaftliches Interesse, wird die Projektförderung als Anteilfinanzie
gewährt (Ziffer 2. 3. der W zu § 44 LHO).

Näheres ist über die Nebenbestimmungen zum Zuwendungsbescheid geregelt.
5. 2 Zuwendungsfähige Ausgaben

Für ein Übergangswohnheim gilt ein Personalschlüssel von 2, 5 Stellen auf 100 Plätze.

Für eine_Notunterkunft gilt grundsätzlich ein Personalschlüssel von 5, 0 Stellen auf 100
Plätze. Bei einer Einrichtung in der Größe von 90 bis 120 -Plätzen"kann der
Personalschlüssel bis zu 6 Stellen unabhängig von der tatsächlichen Platzzahl "betragen.
In beiden Einrichtungsformen sind mindestens 1, 0 Stellen mit einer/einem
Sozialarbeiterin/Sozialarbeiter als Einrichtungsleitung zu besetzen oder anderen'Personen.'
S-?.t-.Ti??r verclleichbaren Ausbildung, die besonders geeignet sind "und'umfangreiche
Erfahrungen in der sozialen Betreuung von Flüchtlingen, AsylsuchendenT oder
Spätaussiedlern verfügen.

Bei einer ambulanten Betreuung (z. B. für Flüchtlinge, die in Hotels oder Pensionen
untergebracht sind) gilt abweichend ein Personalschlüssel von 1, 25 auf 100 Plätze.

Die Berechnung der Personalhauptausgaben orientiert sich nach
Eingruppierungen



!S?-it-^_, n^ct?_^ntgeltgruf?pl. '10 Tv . '-.' stellvertretende Heimleitung/pädagogisches
Fachpersonal Entgeltgruppe 9 TV L, Sozialassistenz/Hausmeister E-ntfleTtfl'ruDDi~i"'TV"L
sonstiges Personal Entgeltgruppe 4 TV L. ..,--., --.,-,-- - . . -,

Hierauf werden 6% Verwaltungs- und Regiekostenpauschale gewährt.

FÜLd,ie Koordination_ und die Verwaltung der Einrichtungen werden dem
zuwendungsempfärlger ste"enanteile gewährt, deren Höhe sich nach Anlage 2~bemisst. "Bei
?r-e-T-E??rieb_Tehrerer Einrichtun9en werden die Stellenanteile addiert. Die Berechnung der
Personalausgaben orientiert sich nach folgenden Eingruppierungen:

* S.o.ordirl, at'on bis maximal. Entgeltgruppe 12 TV L, dabei ist das Personalgefüge beim
Zuwendungsempfänger-insgesamt und die Anzahl und Größe'der "bet'rfebenen
Einrichtungen zu berücksichtigen

. Verwaltung maximal nach Entgeltgruppe 6.

Auf das Besserstellungsverbot gem. Ziffer 1. 3 der Anlage 1 zu Nr. 5. 1 zu § 44 LHO wir
verwiesen.

Für Sachausgaben_werden pauschal jährlich 8. 400, 00   je 100 Bewohnerinnen/Bewohner
einer Einrichtung i. S. von Ziffer 2 Abs. 3 angerechnet.

Die-B?nebsausga_ben "werden je platz mlt 16'50   Pro Monat gefördert, ggf. erfolgen
Zuschläge im Einzelfall. Mehrausgaben können im laufenden Jahr zusatzli^'
werden.

Beieiner ambulanten Betreuung fallen in der Regel keine Betriebsausgaben an. Werden
dennoch Betriebsausgaben beantragt, sind diese nur nach vorherifler "ÄbsDrache
zuwendungsfähig.

6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen

Es gelten die Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projs
(rAnB-est'p):Anlage 2 ZU. Nr- 5-1- der W zu § 44 LHO in der jeweils'gültigen Fassung".
Dle-zuwendurlg wird unter der. Auflage gewährt, dass der'Zuwendungsempfange'r'seinen
A.rbeitnehmel"irlnen und. Arbeitnehmern" mindestens ein Entgelt gemäß" "des" in""der
Mindestlohnverordnung der Freien Hansestadt Bremen festgelegten Lohnes von zurzeit wn
8, 80   (brutto) je Zeitstunde zahlt. Wird diese Auflage nicht erfüllt, '"kann" der
Zuwendungsbescheid auch mit Wirkung für die VergangenheiT widerrufen werden" Bereits
gewahrte zuwendun9en wären in diesem Fall nach "Maßgabe des § 49 a BremVwVfG'zu
i?ia^en__D.er. ^.w^ncl. ^n.gsne. h.mer h?t dem. zuwendungsgeber die zur Üüerprüfung~dei:
^LnS?u. r^.... (!!r Mlndestlohnzahlun9Spflicht erforderlichen" Unterlagen (z~B. "Ärbeitsvert'räge,
£l?^i.s.z^i... (~-.?-hna^chrlun^e1^ Stundennachweise etc. )" unter" Beacht'ung" ~^er
datenschutzrechtlichen Belange als Teile der Nachweise über die Verwendung'der'M'iTtel auf
ausdrückliche Anforderung vorzulegen.

Gemäß Senatsbeschluss vom 21. 10.2010 ist Gender Budgeting entsprechend dem
"Leitfadenjur Umsetzung von Gender Budgeting im Zuwendungswesen" vom*17.'1'1. 2009
^?^bei_, pr^e^tförderurlger?-al?zuwenden- Die zuwendungsnehmer sind daher verpflichtet
das Gender Budgeting gemäß den Vorgaben anzuwenden und umzusetzen.

7. Antrags- und Bewilligungsverfahren

?L^it! ̂ ??Tn<S_Elnrichturlge. n ist der Jährliche Zuwendungsantrag für das Folgejahr
z.usammen mit, dem. Finanzierun9splan und einem Stellenplan (mit Funktionsangaben'und
Eingruppierung) in der Regel bis zum 01. 12. eines Jahres bei 'der Senatorin'fürS oziaFes"



Sd'ntF^en; Sratiol.und SPOrt, einzureichen. Nach Vorlage der vollständigen
^S^^ä^S=:;^as Se* ̂  ̂ eTS
S^l^^^S'^s^srr^^s^
^s^"% Es"dei Träger-^ete'eine~ia^^^^
R£1t.',mLe.wirLder- bestehende zuwendungsbescheid"-nach""Vorrage' lud"erü erf^erS
ä?e!iSk^ä ̂ reS^eSK !e^i^^Iag^

I^LerstSSLe!ne Förderung., nach. dieser Richtiin'e" ergeht' '"nach'"Vortage" "de'r
w.lista,ndigln.,.. unterlagen zeitnah ~der Zuwendungsbescheid, auin "dem va'uacühc ^e
Abschlagszahlungen geregelt sind. -- . c,--^,

^sta^dteil^^gen^n^te^Zuwendungsbescheide ist der Finanzierungsplan. Sofern gem.
z,ilJ;L^eser. RI?tHnie. mehrere. S'eichartige" MaßnahnSnl"i'na^nemulBescühüeSd
^^^±sl, SSd^esteMder Finar^rungsplan aus 'einer Gesamtübersi^'^d
einzelnen Finanzierungsplänen für die jeweiligen Einrichtungen.

SS^.aui. GLU^,
:.
"ha_ushal?rechtlicher yo r9aben bleiben vorbehalten. Die

einzelfallabhängigen Modalitäten werden durch den Bewilligungsbescheid geregelF""'

8. Verwendungsnachweis

s^^^^e^^^^ u^^x
^s^^s^^"^r^^^^^
D.eL.Ye^LdungTa?_we^. b_e_stehlaus.. einem. sachber^ der Dokumentation der
erreichten Ziele und einem zahlenmäßigen Nachweis.

^eL,St.reu^g.sträger. gewahrleistet sem- ziff-_11 a der W zu § 44 LHO eine interne
s°n"da.''^^ä£H&9^ä5^"Best^
ä^,, «Da2ugehor.en.nebender. Jährlichen planun9 derziele und Aufgabenschwerp^ln'ktael ud^
B"dung.. von-:lndikatoren (wie Z-B_ ProzerUuale "Anteile;''VeargteScr'zucm/ul^iauhrü
ILaasnsizneitver91eich)' mlt denen'sich dieErgebn-Jsise'der Betreu^gsaZiT^essZr'da^^n

S,J^',en.maßig^n"Nachwels, sind die Ein^hmen und Ausgaben summarisch in der
des Finanzierungsplanes auszuweisen.

9. Besondere Einrichtungen

^L.Bnn.chtungen-:_miL "besonderen Aufgaben kann von den Bestimmungen der
Förderrichtlinie im Einzelfall abgewichen werden.

10. Inkrafttreten

Die Fördemchtlinie gilt ab dem 01. 01. 2016 und ist befristet bis zum 31 12. 2017

Die Senatorin für Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport

Bremen, den
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Förderrichtlinie über den Betrieb von Landesaufnahmestellen und
Notaufnahmeeinrichtungen zur Unterbringung und Betreuung von
Flüchtlingen und Asylsuchenden und Spätaussiedlerinnen und
Spätaussiedlern im Lande Bremen

1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen

1. 1 Zuwendungszweck

Nach § 44 Abs. 1 Asylverfahrensgesetz sind die Länder verpflichtet, für die Unterbringung
Asylbegehrender die dazu erforderlichen Aufnahmeeinrichtungen zu schaffen und zu
unterhalten sowie entsprechend ihrer Aufnahmequote die im Hinblick auf den monatlichen
Zugang Asylbegehrender in den Aufnahmeeinrichtungen notwendige Zahl von
Unterbringungsplätzen bereitzustellen.

Zielgruppe sind die im § 47 AsylVfG definierten Personen, die im § 2 BremAufnG genannten
Personenkreise sowie Asylberechtigte nach Art. 16a GG und Personen mit Abschiebeschutz
nach § 25 AufenthG.

Ziel der Förderung ist der Betrieb von Landesaufnahmestellen und
Notaufnahmeeinrichtungen zur Unterbringung und Betreuung der Bewohnerinnen mit den
folgenden Schwerpunkten:

den Flüchtlingen/Zuwandererlnnen den für sie andersartigen Lebens- und Kulturbereich
zu erklären und zu vermittein,
ihnen ihren Rechtsstatus und die damit verbundenen Rechte und Pflichten sowie das
weitere sie betreffende Verwaltungsverfahren zu erläutern,
sie bei allen auftretenden Fragen und in lebenspraktischen Dingen innerhalb und
außerhalb der Unterkünfte zu betreuen,
sie zu ermuntern, zu unterstützen und zu begleiten bei allen Aktivitäten, die einen Schritt
zur Integratior^darstellen können einschließlich der Bereitstellung von Orientierungshilfen
zur besseren Bewältigung von Alltagsproblemen,
ihnen Kontakte zur hier lebenden Bevölkerung und zu hier dauerhaft lebenden Menschen
aus ihren Herkunftsländern zu vermitteln, insbesondere Schaffung der Voraussetzungen
für nachbarschaftliche Beziehungen und gegenseitige Toleranz zwischen der
einheimischen Bevölkerung und den Bewohnern,
Konfliktsituationen durch geeignete Problemlösungen zu vermeiden und Hilfe zur
Selbsthilfe zu vermitteln.

Ein besonderer Schwerpunkt wird darauf gelegt, die Flüchtlinge/Zuwanderer zu motivieren,
sich auf erste Schritte zur Integration einzulassen. Dazu gehört auch die Vorbereitung auf
einen Umzug in eine Übergangswohneinrichtung oder eigenen Wohnraum.

1.2 Rechtliche Grundlagen

Das Land Bremen gewährt nach Maßgabe der Verwaltungsvorschriften zu §§ 23, 44 LHO in
der jeweils gültigen Fassung und dieser Richtlinie Zuwendungen für den Betrieb von
Landesaufnahmestellen und Notaufnahmeeinrichtungen zur Unterbringung und Betreuung
von Flüchtlingen und Asylsuchenden und Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedlern im Land
Bremen.

Ein Rechtsanspruch des Antragstellers auf Gewährung einer Zuwendung besteht nicht. Der
Zuwendungsgeber entscheidet auf Grund seines pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der
verfügbaren Haushaltsmittel.



2. Gegenstand der Förderung

Gefördert werden der Betrieb von Landesaufnahmestellen und Notaufnahmeeinrichtungen
zur Unterbringung der unter 1. genannten Personen sowie deren Betreuung. Dabei können
einzelne gleichartige Maßnahmen eines Zuwendungsempfängers in einer Zuwendung
zusammengefasst werden.

Förderungsfähig sind die Aufgaben der Einrichtungsleitung, ggf. der stellvertretenden
Einrichtungsleitung, Sozialassistenten/Hausmeister und sofern erforderlich sonstigen
Personals.

Sach- und Betriebsmittel sind grundsätzlich förderfähig. Die Definition der anrechenbaren
Sach- und Betriebsausgaben ergibt sich aus Anlage 1

3. Zuwendungsempfänger

Zuwendungsempfänger sollten die Mitglieder der Landesarbeitsgemeinschaft der Freien
Wohlfahrtsverbände Bremen e. V. und deren angeschlossenen Eigenbetriebe sowie die mit
der LAG kooperierenden Wohlfahrtsverbände und deren Eigenbetriebe sein. Die zu
fördernden Projekte müssen von ihrem Satzungs- bzw. Gesellschaftszweck umfasst sein.

Im Hinblick auf die Kinder und Jugendlichen unter den Flüchtlingen sind Erfahrungen in der
Kinder- und Jugendarbeit (insbesondere als Träger der freien Jugendhilfe) wünschenswert.

4. Zuwendungsvoraussetzungen

Es gelten die zuwendungsrechtlichen Bewilligungsvoraussetzungen gemäß W Nr. 1 zu §§
23 und 44 LHO in der jeweils gültigen Fassung sowie dieser Richtlinie.

Ein vorzeitiger Projektbeginn ist ausnahmsweise zugelassen, wenn eine Einrichtung
kurzfristig eröffnet werden muss, um Obdachlosigkeit der unter Ziffer 1 genannten Personen
zu verhindern Der vorzeitige Maßnahmebeginn ist vom Zuwendungsempfänger zu
beantragen und kann vom Zuwendungsgeber genehmigt werden.

Weitere Voraussetzungen:

Zuwendungsempfänger müssen die Erfüllung der folgenden Aufgaben gewährleisten:

Das eingesetzte Personal ist verlässlich innerhalb der Kemzeiten von 8:00 Uhr bis 21:00
Uhr in der Einrichtung anwesend
Unterstützung bei Kontakten zu den Behörden; Hilfe bei der Ausfüllung von Formularen
und Anträgen.
Unterstützung von Schul- und Kita-Anmeldungen u. ä. von Flüchtlingskindern,
Ansprechpartnerfür Schulen und KITAs.
Allgemeine Beratung in Fragen der gesundheitlichen Vorsorge, bei Arzt- und
Krankenhausbesuchen, ggf. Begleitung, Organisation von Dolmetschern u.
Terminkoordination.

Beratung über Möglichkeiten der Rückkehr oder Weiterwanderung, z. B. REAG/GARP-
Programm und Hilfe bei der Durchführung.
Instandhaltung und Durchführung kleinerer Reparaturen des Inventars.



Organisation
o von Bewohnerwechseln

o der Wäschereinigung der Bewohner
o der Wäschereinigung
o der Essensversorgung

Beschaffung und Ausgabe von BSAG Fahrkarten inkl. Dokumentation
Lagerhaltung, Organisation, sowie Verteilung von Verbrauchsmaterialien
Übernahme von behördlichen Anmeldungen
Mithilfe bei der Organisation und Ausgabe von Barleistungen nach dem AsylbLG zur
Vermeidung von Doppelzahlungen
Organisation und Ausgabe von sonstigen Sachleistungen
Organisation der Reinigung und Abfallentsorgung
Ausgabe von Krankenscheinen u. a.
Erstellung von täglichen Belegungszahlen
Vorbereitung und Durchführung von Evakuierungen

5. Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

5. 1 Art der Förderung

Die Zuwendung wird als Votlfinanzierung im Rahmen einer Projektförderung gewährt:.

Hat ein anderer Zuwendungsempfänger nach Ziffer 3 Abs. 3 an der Erfüllung des Zweckes
insbesondere ein wirtschaftliches Interesse, wird die Projektförderung als Anteilfinanzierung
gewährt (Ziffer 2. 3. der W zu § 44 LHO).

Näheres ist über die Nebenbestimmungen zum Zuwendungsbescheid geregelt.

5.2 Zuwendungsfähige Ausgaben

Für eine Einrichtung gilt grundsätzlich ein Hersonalschlüssel von 5, U Stellen auf 100 Plätze.
Davon sind mindestens 1,0 Stellen mit einer/einem Sozialarbeiterin/Sozialarbeiter als
Einrichtungsleitung zu besetzen oder anderen Personen, die mit einer vergleichbaren
Ausbildung, die besonders geeignet sind und umfangreiche Erfahrungen in der sozialen
Betreuung von Flüchtlingen, Asylsuchenden oder Spätaussiedlern verfügen.

Bei einer Einrichtung in der Größe von 90 bis 120 Plätzen kann der Personalschlüssel bis zu
6 Stellen unabhängig von der tatsächlichen Platzzahl betragen.

Die Berechnung der Personalhauptausgaben und Personalnebenausgaben orientiert sich
nach folgenden Eingruppierungen:

Heimleitung nach Entgeltgruppe 10 TV L, stellvertretende Heimleitung/pädagogisches
Fachpersonal Entgeltgruppe 9 TV L, Sozialassistenz/Hausmeister Entgeltgruppe 5 TVL,
sonstiges Personal Entgeltgruppe 4 TV L.

Hierauf werden 6% Verwaltungs- und Regiekostenpauschale gewährt.

Für die Koordination und die Verwaltung der Einrichtungen werden dem
Zuwendungsempfänger Stellenanteile gewährt, deren Höhe sich nach Anlage 2 bemisst. Bei
einem Betrieb mehrerer Einrichtungen werden die Stellenanteile addiert. Die Berechnung der
Personalausgaben orientiert sich nach folgenden Eingruppierungen:



. Koordination bis maximal Entgeltgruppe 12 TV L, dabei ist das Personalgefüge beim
Zuwendungsempfänger insgesamt und die Anzahl und Größe der betriebenen
Einrichtungen zu berücksichtigen

. Verwaltung maximal nach Entgeltgruppe 6.

Auf das Besserstellungsverbot gem. Textziffer 1. 3 der Anlage 2 zu Nr. 5. 1 zu § 44 LHO wird
verwiesen.

Für Sachausgaben werden pauschal jährlich 8.400, 00   je 100 Plätze einer Einrichtung i. S.
von Ziffer 2 Absatz 3 angerechnet.

Die Betriebsausgaben werden je Platz mit 16,50   pro Monat gefördert, ggf. erfolgen
Zuschläge im Einzelfall. Mehrausgaben können im laufenden Jahr zusätzlich beantragt
werden.

6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen:

Es gelten die Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung
(AnBest-P) in der jeweils gültigen Fassung.

Die Zuwendung wird unter der Auflage gewährt, dass der Zuwendungsempfänger seinen
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern mindestens ein Entgelt von 8, 80   (brutto) je
Zeitstunde zahlt. Wird diese Auflage nicht erfüllt, kann der Zuwendungsbescheid auch mit
Wirkung für die Vergangenheit widerrufen werden. Bereits gewährte Zuwendungen wären in
diesem Fall nach Maßgabe des § 49a BremVwVfG zu erstatten. Der Zuwendungsnehmer
hat dem Zuwendungsgeber die zur Überprüfung der Einhaitung der
Mindestlohnzahlungspflicht erforderlichen Unterlagen (z. B. Arbeitsverträge, Kontoauszüge,
Lohnabrechnungen, Stundennachweise etc. ) unter Beachtung der datenschutzrechtlichen
Belange als Teile der Nachweise über die Verwendung der Mittel auf ausdrückliche
Anforderung vorzulegen.

Gemäß Senatsbeschluss vom 21. 10. 2010 ist Gender Budgeting entsprechend dem
"Leitfaden zur Umsetzung von Gender Budgeting im Zuwendungswesen" vom 17. 11.2009
auch bei Projektförderungen anzuwenden. Die Zuwendungsnehmer sind daher verpflichtet
das Gender Budgeting gemäß den Vorgaben anzuwenden und umzusetzen.

7. Antrags- und Bewilligungsverfahren

Für bereits bestehende Einrichtungen ist der jährliche Zuwendungsantrag für das Folgejahr
zusammen mit dem Finanzierungsplan und einem Stellenplan (mit Funktionsangaben und
Eingruppierung) in der Regel bis zum 01. 12. eines Jahres bei der Senatorin für Soziales,
Jugend, Frauen, Integration und Sport einzureichen. Nach Vorlage der vollständigen
Antragunterlagen werden zeitnah der Zuwendungsbescheid gefertigt und regelmäßige
monatliche Abschlagszahlungen festgesetzt.

Vor der Übernahme neuer Betreuungsmaßnahmen/Einrichtungen stellt der Träger ebenfalls
unter Beifügung des Finanzierungs- und Stellenplanes zeitnah den entsprechenden
Zuwendungsantrag. Erhält der Träger bereits eine laufende Zuwendung nach dieser
Richtlinie wird der bestehende Zuwendungsbescheid nach Vorlage der erforderlichen
Unterlagen kurzfristig entsprechend abgeändert und die Abschlagszahlung angepasst. Erhält
der Träger erstmals eine Förderung nach dieser Richtlinie ergeht nach Vorlage der
vollständigen Unterlagen zeitnah der Zuwendungsbescheid, in dem auch die
Abschlagszahlungen geregelt sind.



Bestandteil der genannten Zuwendungsbescheide ist der Finanzierungsplan. Sofern gem.
Ziff. 2 dieser Richtlinie mehrere gleichartige Maßnahmen in einem Bescheid
zusammengefasst sind besteht der Finanzierungsplan aus einer Gesamtübersicht und
einzelnen Finanzierungsplänen für die jeweiligen Einrichtungen.

Änderungen auf Grund haushaltsrechtlicher Vorgaben bleiben vorbehalten.
einzelfallabhängigen Modalitäten werden durch den Bewilligungsbescheid geregelt.

Die

8. Verwendungsnachweis

Der Verwendungsnachweis ist unter Verwendung eines Vordrucks und nach den Vorgaben
der Allgemeinen Nebenbestimmungen zu erstellen und jeweils bis zum 31. 03. des auf den
Bewilligungszeitraum folgenden Kalenderjahres bei der Senatorin für Soziales, Jugend,
Frauen, Integration und Sport einzureichen.

Der Verwendungsnachweis besteht aus einem Sachbericht, der Dokumentation der
erreichten Ziele und einem zahlenmäßigen Nachweis.

Der Betreuungsträger gewährleistet gem. Ziff. 11 a der W zu § 44 LHO eine interne
Qualitätssicherung, deren Ergebnisse jeweils Bestandteil der jährlichen Berichterstattung
sind. Dazu gehören neben der jährlichen Planung der Ziele und Aufgabenschwerpunkte, die
Bildung von Indikatoren (wie Z. B. prozentuale Anteile, Vergleich zum Vorjahr,
Langzeitvergleich), mit denen sich die Ergebnisse der Betreuungsarbeit messbar darstellen
lassen.

Im zahlenmäßigen Nachweis sind die Einnahmen und Ausgaben summarisch in der
Gliederung des Finanzierungsplanes auszuweisen.

9. Inkrafttreten

Diese Förderrichtlinie gilt vom 01. 01.2016biszum31. 12. 2017.

Die Senatorin für Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport

Bremen, den



Anlage 1

Förderrichtlinien über

den Betrieb von Landesaufnahmestellen und Notaufnahmeeinrichtungen zur
Unterbringung und Betreuung von Flüchtlingen und Asylsuchenden und
Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedlem in der Stadtgemeinde Bremen
den Betrieb von Einrichtungen zur Unterbringung und Betreuung von Flüchtlingen
und Asylsuchenden und Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedlern in der
Stadtgemeinde Bremen

Definition der anrechenbaren Sach- und Betriebsausgaben

Sachausgaben

. Bürobedarf/Büromaschinen, EDV (GWG)

. Instandhaltung EDV, Ersatzmaterial EDV

. Fahrkosten (gem. Brem. Reisekostengesetz)
Porto

. Telefon - und Internetgebühren

. Zeitungen/Fachliteratur
Ergänzung/Neubeschaffung von Inventar (GWG) für Betreuungsarbeit

. Leasinggebühren für Bürogeräte (soweit erforderlich und genehmigt)

. Fuhrparkausgaben

. Fortbildungsaüsgaben für Mitarbeiter

. anteilige Ausgaben für Räume außerhalb der Einrichtung, die für die Betreuung und
Verwaltung erforderlich sind und von den Verbänden zur Verfügung gestellt werden
(nach vorheriger Zustimmung der Bewilligungsbehörde)

Kalkulatorische Kosten sowie Abschreibung werden nicht anerkannt.

Betriebsausgaben

. Instandhaltungskosten wie Reparaturen, Schlüsselersatz, Reparatur von Inventar (sofern
nicht andere Zuständigkeit gegeben ist)
Hausreinigung und Ungezieferbekämpfung
Sach- und Haftpflichtversicherung
Gartenpflege/Kleinmaterial für Gartenpflege
Sperrmüllabfuhr
Reinigungsmittel und Geräte
Reinigung der Bettwäsche usw.
Verbrauchsartikel (z. B. Toilettenpapier, Seife, Leuchtmittel)
E rste- H i Ife-Ausstattu ng
Ergänzung/Neubeschaffung von Inventar (sofern nicht andere Zuständigkeit gegeben ist)
Ausgaben für Notrufanlagen
Ausgaben für Internetzugang durch WLAN o. a.
Material für Kinderbetreuung in der Einrichtung (80, 00   monatlich zusätzlich zur
Pauschale)



Fördemchtlinien über Anlage 2

- den Betrieb von Landesaufnahmestellen und Notaufnahmeeinrichtungen
zur Unterbringung und Betreuung von Flüchtlingen und Asylsuchenden
und Spätaussiedlerinnenund Spätaussiedlern ind der Stadtgemeinde Bremen

- den Betrieb von Einrichtungen zur Unterbringung
und Betreuung von Flüchtlingen und Asylsuchenden und Spätaussiedler-
innen und Spätaussiedlern in der Stadtgemeinde Bremen

Aufgabenbereich
A

B

c

Verwaltungstätigkeiten
allg. Bewirtschaftung der Einrichtung

einrichtungsübergreifende Verwaltung

Z.B. Abwicklung aller Betriebs- und Sachkosten und sonstigen laufenden Zahlungen
Z-B- Organisation des laufenden Betriebes der Einrichtung (Aufgaben, die nicht von der Heimleitung erledigt werden)
Z. B. Personalgewinnung, -einsatzplanung, Arbeitssicherheit, Kontakt mit sen. Behörde etc

A

B

c

Stellenanteile beim Träger
NLT

bis 120 Plätze
Koord. | Verwalt.

0,01
0, 01
_^
0,14

0,03
0, 03

JLOO
0,06

0, 20

NU
121 bis 300 Plätze
_Koord. | Ve rwa It.

0,01
0,01
0, 13
0, 15

0, 04
0,04
0,00
0,08

0, 23

NLT
ab 301 Plätze

Koord. | Verwalt.

_0,14
0, 16

0,05
0,05

1,00
0,10

0, 26

Erstaufnahme

Koord l Verwalt.
0,02

0, 22
0,26

0,05
0.05

0, 10
0,36

OWI-T
bis 120 Plätze

Koord. | Ve rwa It.

0,01
0,06
0,08

0,01
1, 01

0,00
0,02

0, 10

TlWFT
ab 121 Plätze

Koord. | Verwalt.
0, 01
0,01
0, 13
0,15

0.02
0, 03
0,00
0, 05

0, 20

ambulant

Koord. | Verwalt.
0,00
0, 01
0, 04
0, 05

0, 00
0, 00
0, 00
0,00

0,05
Stellenanteile

(gesamt)

Stellenbesetzung Koordination bis maximal Entgeltgruppe 12
Stellenbesetzung Verwaltung bis maximal Entgeltgruppe 6



R^ay. 3

Anlage a

Förderrichtlinien über

den Betrieb von Landesaufnahmestellen und Notaufnahmeeinrichtungen zur
Unterbringung und Betreuung von Flüchtlingen und Asylsuchenden und
Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedlern in der Stadtgemeinde Bremen
den Betrieb von Einrichtungen zur Unterbringung und Betreuung von Flüchtlingen
und Asylsuchenden und Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedlern in der
Stadtgemeinde Bremen

Definition der anrechenbaren Sach- und Betriebsausgaben

Sachausgaben

Bürobedarf/Büromaschinen, EDV (GWG)
Instandhaltung EDV, Ersatzmateriat EDV
Fahrkosten (gern. Brem. Reisekostengesetz)
Porto
Telefon-und Internetgebühren
Zeitungen/Fachliteratur
Ergänzung/Neubeschaffung von Inventar (GWG) für Betreuungsarbeit
Leasinggebühren für Bürogeräte (soweit erforderlich und genehmigt)
Fuhrparkausgaben
Fortbildungsausgaben für Mitarbeiter
anteilige Ausgaben für Räume außerhalb der Einrichtung, die für die Betreuung und
Verwaltung erforderlich sind und von den Verbänden zur Verfügung gestellt werden
(nach vorheriger Zustimmung der Bewilligungsbehörde)

Kalkulatorische Kosten sowie Abschreibung werden nicht anerkannt.

Betriebsausgaben

. Instandhaltungskosten wie Reparaturen, Schlüsselersatz, Reparatur von Inventar (sofern
nicht andere Zuständigkeit gegeben ist)

. Hausreinigung und Ungezieferbekämpfung

. Sach- und Haftpflichtversicherung

. Gartenpflege/Kleinmaterial für Gartenpflege

. Sperrmüllabfuhr
Reinigungsmittel und Geräte

. Reinigung der Bettwäsche usw.

. Verbrauchsartikel (z. B. Toilettenpapier, Seife, Leuchtmittel)
Erste-Hilfe-Ausstattung
Ergänzung/Neubeschaffung von Inventar (sofern nicht andere Zuständigkeit gegeben ist)

. Ausgaben für Notrufanlagen

. Ausgaben für Internetzugang durch WLAN o. a.

. Material für Kinderbetreuung in der Einrichtung (80,00   monatlich zusätzlich zur
Pauschale)



Förderrichtlinien über Anlage b

den Betrieb von Landesaufnahmestellen und Notaufnahmeeinrichtungen
zur Unterbringung und Betreuung von Flüchtlingen und Asylsuchenden
und Spätaussiedlerinnenund Spätaussiedlern ind der Stadtgemeinde Bremen
den Betrieb von Einrichtungen zur Unterbringung
und Betreuung von Flüchtlingen und Asylsuchenden und Spätaussiedler-
innen und Spätaussiedlem in der Stadtgemeinde Bremen

Aufgabenbereich
A

B

c

Verwaltungstätigkeiten
allg. Bewirtschaftung der Einrichtung

einrichtungsübergreifende Verwaltung

Z. B. Abwicklung aller Betriebs- und Sachkosten und sonstigen laufenden Zahlungen
Z. B. Organisation des taufenden Betriebes der Einrichtung (Aufgaben, die nicht von der Heimleitung erledigt werden)
Z. B. Personalgewinnung, -einsatzplanung, Arbeitssicherheit, Kontakt mit sen. Behörde etc

A

B

c

Stellenanteile beim Träger

NU
bis 120 Platze

Kpord, | Verwalt
-0,01
0,01

All.
0,14

0.03
0,03
0.00
0,06

0,20

NÜ
121 bis 300 Platze
KQQfd l Verwait

0, 01

0, 13
0,15

0,04
0,04
0, 00
0, 08

0,23

NO
ab 301 Platze

Koord. l Verwalt
0, 01
0,01
0,14
0, 16

0.05
0,05
0,00
0, 10

0, 26

Erataufnahme

Koord, l Verwait
0,02
e.o2
0,22
0,26

0, 05
0, 05
0, 00
0, 10

0, 36

OWhf
bis 120 Platze

Koord. l Verwalt
0, 01
0.01
0,06

0,08

0,01
0, 01
0,00
0,02

0, 10

ÖWH
ab 121 Platze

KOOTÖ. } Verwait
0, 01
0. 01
0, 13
0, 15

0,02
0,08
0,00
0,05

0, 20

ambulanf

Koord. l Verwalt.

0,00
0,01
0,04
0,05

0, 00
0,00
0, 00
0, 00

0, 05
Stellenanteile

(gesamt)

Stellenbesetzung Koordination bis maximal Entgeltgruppe 12
Stellenbesetzung Verwaltung bis maximal Entgeltgruppe 6
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